07 — Die Abweichenden
Was die beiden vorangegangenen Dossiers zeigen, ist eine systematische Umkehrung des Gewichts in Presse und Verwaltung. Die Frage lautet dann: Gibt es Menschen, die in dieser Umkehrung dennoch die Erste Ordnung zu erkennen vermochten? Die Antwort ist ja. Sie sind selten, sie sind meistens nicht berühmt, und wenn sie berühmt werden, dann deshalb, weil das System sie hat brechen wollen.
Hier sind drei von ihnen. Nicht als Helden. Als Besitzer eines verlorenen Kompasses.
Sandra Palmen-Schlangen — das Memo, das verschwand
Im März 2017 verfasste Sandra Palmen-Schlangen, damals höchste Justizbeamtin der Abteilung Toeslagen der Steuerbehörde, ein internes Gutachten. Ihr Vorgesetzter hatte sie gebeten, einen Blick auf das CAF-11-Dossier zu werfen — eine Gruppe von Eltern, deren Kindertagesstättenbeihilfe kollektiv eingestellt worden war. Der Raad van State (Staatsrat) hatte zuvor bereits geurteilt, dass die Behörde sich nicht an das Gesetz gehalten hatte.
Palmens Schlussfolgerung war hart: Die Einstellung beruhte auf einer unrichtigen Rechtsgrundlage, den Eltern war der Rechtsschutz verweigert worden, den das Gesetz ihnen garantierte, die Behörde hatte sich schuldhaft verhalten. Ihr Gutachten: Hört auf, weiterzuprozessieren, bietet Entschädigung über eine Vergleichsvereinbarung an.
Was sie sah, war Erste Ordnung. Was das System ihr entgegenhielt, war Dritte Ordnung, verkleidet als Verfahren. Das Gesetz, so wie es angewendet wurde, entzog den Menschen das, was das Gesetz ihnen formell zusprach. Eine kollektive Betrugsbekämpfung auf der Grundlage von Risikomodellen war juristisch gedeckt — faktisch verletzte sie den Rechtsstaat.
Ihr Memo wurde in zwei Verwaltungssitzungen besprochen und verworfen. Kurz darauf wurde Palmen von Toeslagen zum Zoll versetzt. Das Memo verschwand in der Organisation — so gründlich, dass acht gesonderte Untersuchungen nötig waren, um es wiederzufinden. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PwC kam im Oktober 2021 zu dem Schluss, dass das Verschwinden des Memos ungelöst blieb. Als das Memo 2020 schließlich wieder auftauchte — Palmen hatte es noch auf ihrem Laptop —, wurde es zu einem Schlüsseldokument bei der parlamentarischen Befragung Kinderopvangtoeslag. Drei leitende Beamte hatten das Memo nachweislich gekannt, während sie unter Eid von nichts gewusst hatten. Die Rijksrecherche leitete eine Ermittlung wegen Meineids ein.
2024 wurde Palmen zur Staatssekretärin für Wiederherstellung Toeslagen ernannt. „Ich darf nun den Kreis schließen”, sagte sie bei ihrer Anhörung in der Tweede Kamer, „vom Warnen vor Unrecht zu Beginn des Toeslagenschandals bis zur Arbeit an dessen Ende.” Sieben Jahre zwischen dem Verfassen des Memos und der Anerkennung. Für die zwanzigtausend Familien, für die sie damals Entschädigung gefordert hatte, sieben Jahre zu spät.
Quellen: Tweedekamer.nl, Dossier Memo-Palmen (Überblick Untersuchung); NPO Radio 1-Interview, 15. Dezember 2022; Accountancy van Morgen, PwC-Bericht Memo-Palmen, 28. Oktober 2021; Rijksoverheid, Seite der Staatssekretärin.
Eva González Pérez — die Anwältin in Helmond
Eva González Pérez entdeckte die Toeslagenaffaire (Kinderzulagen-Affäre) nicht durch einen Hinweis, sondern über den Briefkasten ihres Mannes. Er betrieb eine Tageselternvermittlung; seine Kunden erhielten Briefe der Steuerbehörde mit der Mitteilung, dass ihre Beihilfe eingestellt wurde. González Pérez, Anwältin in Helmond, übernahm 2014 den ersten Fall. Sie dachte: alles einschicken, dann ist es schnell erledigt. Das war es nicht.
Was sie sah, war wiederum Erste Ordnung. Die Steuerbehörde behandelte die Kindertagesstättenbeihilfe als Massenverfahren; Anträge wurden kollektiv anhand von Risikomodellen bewertet; bei Verdacht wurde die Beihilfe gruppenweise eingestellt, und der Empfänger musste beweisen, einen Anspruch auf Auszahlung zu haben — nicht umgekehrt. Juristisch schien dies durch das Betrugsgesetz gedeckt. Faktisch war es eine Umkehrung der Beweislast, die der Rechtsstaat nicht erlaubt.
2016 entdeckte sie die sogenannten Ein- und Ausschlusslisten — Datendateien mit mehr als zweihundertsechzigtausend Namen, die die Behörde intern verwendete und mit anderen Behörden teilte. Sie stellte fest, dass nach Nationalität selektiert wurde. Ein Drittordnungskriterium, doppelte Staatsangehörigkeit, war zum Erstordnungsanlass für den Ausschluss erhoben worden. Eine Ordnungsumkehrung von Lehrbuchqualität, dieselbe Umkehrung, die in dieser gesamten Ausgabe beschrieben wird, jedoch an einem Dossier, in dem Familien vernichtet wurden statt Schlagzeilen.
González Pérez verlor jahrelang mehr Fälle, als sie gewann. Sie arbeitete von einem kleinen Büro aus mit Vergütungen, die in keinem Verhältnis zu den Stunden standen. „Es war erschütternd und demotivierend zu entdecken, dass eine Behörde selbst das Gesetz bricht”, sagte sie später an der Universität Utrecht.
Am 16. November 2020 war sie die erste Zeugin, die von der parlamentarischen Befragungskommission Kinderopvangtoeslag gehört wurde. Ihre Arbeit trug unmittelbar zur Schlussfolgerung bei, dass „die Grundprinzipien des Rechtsstaats” verletzt worden waren. Die Regierung Rutte III trat im Januar 2021 zurück. González Pérez erhielt 2021 die Gouden Zandloper, 2022 eine Königliche Auszeichnung und übergab 2024 die Arbeit an die rund dreihundert Anwälte, die inzwischen mit der Abwicklung befasst sind.
Was sie vom Berufsdurchschnitt unterscheidet, ist nicht Talent oder Mut. Es ist Beharrlichkeit bei einer Rangordnung, die niemand in ihrer Umgebung ernst nahm. Zehn Jahre lang hat sie durchgemacht, was ihre Kollegen als verfahrenstechnische Kleinigkeit abgetan hätten. Am Ende dieser zehn Jahre erwies sich die verfahrenstechnische Kleinigkeit als Rechtsstaatsverletzung erster Ordnung.
Quellen: Universiteit Utrecht, Alumniportrait; Advocatie.nl-Interview, 10. September 2024; Wikipedia, Parlementaire ondervraging Kinderopvangtoeslag.
Ad Bos — die Buchführung vor der Haustür
1998 fand Ad Bos, ehemaliger technischer Direktor des Groninger Bauunternehmens Koop Tjuchem, zwei Müllsäcke vor seiner Haustür. Darin: die Schattenbuchhaltung des Unternehmens — eine Verwaltung, die festhielt, wie niederländische Bauunternehmen untereinander Kosten im Rahmen verbotener Preisabsprachen verrechnet hatten. Er beschritt zunächst den offiziellen Weg: Meldung bei mehreren Behörden, darunter der Staatsanwaltschaft. Im Juli 2001 erhielt er einen Brief der Staatsanwaltschaft, dass mit dem Fall nichts unternommen werden würde. Danach gab er Zembla grünes Licht. Am 9. November 2001 wurde die Sendung ausgestrahlt.
Was er sah, war Erste Ordnung. Ein System von Preisabsprachen, das mit Wissen hochrangiger Beamter und Auftraggeber — darunter Rijkswaterstaat — seit zehn Jahren aufrechterhalten wurde. Durchschnittlich wurde 8,8 Prozent zu viel von den Auftraggebern berechnet, was den niederländischen Staat Hunderte von Millionen Euro gekostet hat. Sechshundert Unternehmen stellten sich als beteiligt heraus. Die parlamentarische Untersuchung, die im August 2002 begann, stellte umfangreichen Betrug, kartellartige Strukturen und vollständiges Behördenversagen fest. Minister Benk Korthals trat zurück.
Bos verlor nahezu alles. Persona non grata in der Bauwelt, keine Arbeit mehr in seinem Fachgebiet, Villa verkauft, drei Jahre mit seiner Frau in einem Wohnmobil. Unterdessen wurde er strafrechtlich verfolgt. 2005 zu einer Bewährungsstrafe wegen Bestechung eines Beamten verurteilt — eine Tat, für die er als Direktor mitverantwortlich war, die nun aber gegen ihn verwendet wurde. Im Berufungsverfahren 2008 wurde die Staatsanwaltschaft für nicht empfangsberechtigt erklärt, weil er kein faires Verfahren gehabt hatte. Nach einem Vergleich 2009 prozessierte der Staat weiter gegen ihn. „Die dunkle Seite der Regierung hat damit weitergemacht, gegen uns zu prozessieren”, sagte Bos 2023. Mehr als zwei Jahrzehnte nach seiner Meldung kämpft er noch um Anerkennung.
Die Initiatiefnota zum Hinweisgeberschutz von 2022 nennt Bos als warnendes Beispiel dafür, was schiefgehen kann, wenn ein System seine eigene Entlarvung bestraft. Was sein Fall für diese Ausgabe bedeutet, ist grausamer als das: Auch wer die Erste Ordnung korrekt identifiziert, kann vom System zermahlen werden, weil die Verfahrensmaschinerie keinen Eingang hat für die Mitteilung, dass sie selbst auf der Dritten Ordnung aufgebaut ist. Bos war kein Beamter, dem Abweichung erlaubt war; er war ein Außenseiter, der das System zwang, sich selbst anzusehen. Der Preis dafür war, und ist, sein Leben.
Quellen: BNNVARA, Interview Ad Bos 25 Jahre nach dem Baubetrug, 15. Mai 2023; Transparency International, 20 Jahre nach dem Baubetrug, 20. November 2021; Tweedekamer.nl, Initiatiefnota Hinweisgeberschutz 2022; Wikipedia, Parlementaire enquête naar bouwfraude.
Was sie gemeinsam haben
Keiner der drei nennt sich mutig. Fragt man, erhält man Variationen desselben: Ich konnte nicht anders. Das klingt nach Bescheidenheit, ist aber genau zutreffend. Wer die Erste Ordnung noch sieht, für den ist Wegschauen ein verstümmelnder Akt. Es ist keine Heldentat, sich nicht zu verstümmeln — es ist Selbsterhaltung. Was uns am meisten verblüffen muss, ist nicht, dass manche Menschen so handeln, sondern dass so wenige es tun.
Ihr gemeinsames Merkmal ist nicht Mut, nicht politische Überzeugung, nicht Ideologie. Es ist, dass sie im entscheidenden Moment in der Lage waren, ihren Blick vom Papier vor ihnen zu lösen und zu sehen, was das Verfahren verbarg. Ein Ordnungsinstinkt, den unsere Gesellschaft im zwanzigsten Jahrhundert breit besaß und im einundzwanzigsten systematisch verlernt hat.
Deshalb ist Ausgabe 5 nicht nur eine Diagnose. Sie ist auch eine Ehrerbietung. An Menschen, die in einer ordnungsverkehrten Welt dennoch die Mühe auf sich genommen haben, die Erste Ordnung zu sehen.
Es ist ihnen gleichgültig, diese Ehrerbietung. Genau deshalb bekommen sie sie.

